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Leopia, eine Divifion gegen den Ebro vorgeſchoben. In Bilbao 
eee een erneuerte Einſchließung. — Am rechten Ufer des 
Nervien werden vom General Morales Verſchanzungen angelegt; 
mik den carliſtiſchen Abtheilungen auf dem linken Ufer des Fluſſes 
finden täglich Scharmützel ſtatt. 

London, 13. Mai. In der heutigen Sitzung des Oberhauſes 
machte der Staatsſekretär der Kolonien, Earl of Carnarvon, die Mit⸗ 
theilung, daß die Regierung, was die Frage der engliſchen Beſitzun⸗ 
gen an der Gold küſte betreffe, dieſelbe im Einvernehmen mit dem 
Parlamente und mit dem Lande zur Entſcheidung zu bringen gewünſcht 
habe. Man kam darauf zu dem Entſchluſſe, daß es unter den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen unmöglich fel, die Beſitzungen an der Gold⸗ 
küſte wieder aufzugeben. Der Miniſter gab einen kurzen Umriß der 


TFelegraphiſche Machrichten. 

Peſt, 13. Mai. Die Reichsrathsdelegation hat heute das Budget 
des Miniſteriums des Auswärtigen nach den vom Finanzausſchuß ge⸗ 
fiellten Anträgen ohne weitere Debatte angenommen, auch den vom 
Ausſchuß vorgeſchlagenen Reſolutionen ſeine Zuſtimmung ertheilt. Bei 
der Berathung des Budgets für das gemeinſame Finanzminiſterium 
bekämpfte der Reichsfinanzminiſter v. Holzgethan die vom Ausſchuß 
beantragten Abſtreichungen und hob bezüglich der vom Ausſchuß vor⸗ 
geſchlagenen, die Regelung des Verhältniſſes ber Zentralaktiven betref⸗ 

fenden Reſolution hervor, daß ihm hierauf gar kein Einfluß zuſtehe. 
Der Obmann des Ausſchuſſes, Herbſt, rechtfertigte indeß die gedachte 
Reſolution nochmals und wurde der Etat des gemeinſamen Finanz⸗ 
miniſteriums hierauf mit den beantragten Reſolutionen genehmigt, 
auch der Etat des gemeinſamen oberſten Rechnungshofes angenom⸗ 
men. Die nächſte Delegationsſitzung findet am Freitag ftatt. — Im 
Abgeordnetenhauſe antwortete auf die bezügliche Interpellation des 
Abgeordneten Tiſza der Minifterpráfident v. Szlavy, das Ausgleichs⸗ 
geſetz ſichere wohl den Miniſterien der beiden Länder der öſterr.⸗ungar. 
Monarchie den Einfluß auf die Feſtſtellung eines gemeinſamen Bud⸗ 
gets; die Verantwortlichkeit für daſſelbe vor den Delegationen falle 
jedoch auschließlich der gemeinſamen Regierung der beiden Länder zu. 
Die beiderſeitigen Landesminiſterien hierfür im Parlamente verant⸗ 
wortlich machen, das hieße die Verantwortlichkeit der gemeinſamen 
Regierung illuſoriſch machen und die Gegenſtände, welche ihrer Na⸗ 
tur nach vor die Delegationen gehören, im Parlamente diskutiren. 
Die Regierung habe übrigens ihren Einfluß angeſichts der drückenden 
Lage des Landes und den Anforderungen des Wehrgeſetzes geltend ge⸗ 
macht, auch ſei das Budget für das Kriegsminiſterium pro 1875 trotz 
der Steigerung der Preife und des Ausfalles von einzelnen Zolleiu⸗ 
nahmen nur unbedeutend erhöht worden. Die Beantwortung der 
Interpellation, welche vom Hauſe beifällig aufgenommen wird, hält 
der Abgeordnete Tiſza nicht für zufriedenſtellend. Dieſelbe wird in⸗ 
deſſen in namentlicher Abſtimmung gegen die Stimmen der Linken und 

der Mittelpartei zur Kenntniß genommen. 
ü weiteren Verlauf der heutigen Sitzung des Abgeordneten⸗ 
tete der Miniſterpräſident ark pe 


gedachten Beſitzungen konſolidirt werden fol. 

Bukareſt, 14. Mai. Die Deputirtenkammer hat dem Fürſten 
und der Fürſtin in einer ihnen überreichten Kondolenz⸗Adreſſe die 
Theilnahme des Landes wegen des Ablebens der Prinzeſſin Marie 
ausgeſprochen. 

New: York, 13. Mat. Aus San Joſe de Guatemala wird 
gemeldet, daß der dortige Blagtommandant Gonzales dem amerika⸗ 
niſchen Vizekonſul Magee hat 200 Stockſtreiche ertheilen laſſen. Die 
beabſichtigte Wiederholung der Exekution wurde nur durch die Inter⸗ 
vention einer von der Regierung abgeſandten Truppenabtheilung ver⸗ 
hindert, der von Gonzales ſogar der Befehl ertheilt wurde, den Konſul 
zu erſchießen. Die Truppen weigerten ſich indeſſen, den Befehl aus. 
zuführen und nahmen Gonzales, der darauf zu entfliehen verſuchte, 
nach heftigem Widerſtande gefangen. Die Veranlaſſung zu dem Bot: 
gehen des Platzkommandanten wird einem perſönlichen Zerwürfniſſe 
deſſelben mit dem Konſul zugeſchrieben. ö 

Vom Landtage. 
21. Sitzung des Herreuhauſes. 

Berlin, 13. Mai, 11 Uhr. Am Miniſtertiſch Dr. Leonhardt, Camp⸗ 
a,, EROS Here Mn 

des Depeſchenwechſels zwiſchen de RT: ~~ Stabteath Friedländer, Bertre fur Bromberg, iſt ins Haus 
e . „„ A eingetreten. g 1 EN 
euft und dem Herzog v. Gramont im Juli 1870 dahin, daß die I. Erſte Berathung des Geſetzentwurfs Über die Verwaltung erfe- 
dem „Temps veröffentlichte Note allerdings authentiſch fet, daß digter katholiſcher Bisthiimer. Generalſtaatsanwalt Wever berichtet 
Ibe aber keineswegs ein Schutz⸗ und Trutzbündniß mit Frankreich 


über die Petitionen der Domkapitel. : see 
bedeute. Diesfällige Verſuche Frankreichs ſeien reſultatlos geblieben, Senfft v. Pilſach kann nur mit ſchwerem Herzen ſich an Verhand⸗ 
eine Konvention ſei niemals zu Stande gekommen. Der Paſſus be⸗ 


lungen betheiligen, bedauert die Einkerkerung der Biſchöfe und die Ver⸗ 
züglich im Jahre 1869 gemachter Verſprechungen beziehe ſich auf den 


folgung der Geiſtlichen. Schließlich ſucht er aus der hranbenburgiſchen 
Geſchichte nachzuweiſen, daß die chriſtliche Gewiſſensfreiheit das Fun⸗ 
Austauſch von Enunziationen zwiſchen beiden Mächten, wonach ſie 

ohne gegenſeitige vorherige Verſtändigung mit keiner anderen Macht 


dament des preußiſchen Staates ſtets geweſen fet und bleiben müſſe. 

v. Kleiſt⸗Retzow tft ſehr zufrieden darüber, 1 die Regierung jetzt 
ein Uebereinkommen treffen ſollten. Die ungariſche Regierung habe 
von dieſen Unterhandlungen keine Kenntniß gehabt, hätte aber auch 


{don zur Verſchärfung der Maigeſetze ſchreiten müſſe; jetzt wird gleich⸗ 

ſam ein Interdikt über einzelne Landestheile verhängt, die Leidenſchaf⸗ 
155 fue gestellte di ae ſelbſt die 11 0 des De wird Kriege: n 

feine i t, i i : ( rage geftellt, die Regierung ſpricht von einem Kriege gegen ihre eige- 

E ee Sela ie ge 990 is een htevaner „besalichen EUER aa nen Unterthanen. Wenn die Erzbiſchöfe ſich dem Vatikanum unter: 

zu machen. Iranyi erklärte ſich hiermit nicht zufriedengeſtellt und f 5 pe, za 

Uh ö 7 worfen haben, ſo handeln ſie nur ebenſo wie die Majorität des Abge⸗ 

verlangte, daß Graf v. Beuſt vor die Delegationen zur Verantwor⸗ ordnetenhauſes, welche ſich gegen ihre Ueberzeugung den Geſetzen un 

tung gezogen werde. Das Abgeordnetenhaus beſchloß hierauf, von der | termorfen hat, blos weil die Regierung es forderte. (Widerſpruch links.) 

Antwort des Miniſterpräſidenten Kenntniß zu nehmen. — Schließlich] Wenn irgend etwas Anderes der Gegenſtand einer ſolchen Ausnahme⸗ 

legte der Finanzminiſter Ghyczy das Finanzexpoſé vor, aus welchem geſetzgebung fein würde, würde ein lauter Schrei durch das Land, ges 

e Ka, e, ee 1 hen, aber wenn es ſich um die Kirche, beſonders um die katholiſche 

auß dem Jahre 1873 ein unbedecktes Erforderniß pro 1874 mit 42 Kirche handelt, dann heißt es: ja Bauer, das ift ganz was Anderes. 

Millionen Gulden reſultirt, und beantragte, ihm die Ermächtigung 

zur Aufnahme der zweiten Hälfte des Anlehens von 153 Millionen 

oder eines anderen gleich großen Anlehens zu ertheilen. So ungünſtig 

die gegenwärtige Finanzlage auch fet, fo fet doch bis zum Jahre 1876 

eine beſſere Geſtaltung derſelben zu erwarten. Opferwilligkeit und 


Die neue Stellung des Papſtes ſoll ſchuld daran ſein; ſehen Sie denn 
nicht, daß ein zweiter Papſt, der Miniſter Sal et Kirche von unten 

Auferlegung von Entbehrungen würden die Ordnung des Staats⸗ 

haushalts bald wieder herſtellen. Der Miniſter beantragte ſodann 


her umgeſtalten, daß er den Gemeinden das Wahlrecht geben will? 

Die Gemeinden werden gar nicht, oder nur ſolche Geiſtliche wählen, 

die der 111 1 unbequem find. Kirche und Staat find, zwei ger 

trennte götkliche Ordnungen, deren Grenze nicht einſeitig verrückt wer ⸗ 

den kann, ſondern nur mit gegenſeitiger Uebereinkunft. Der omnipo⸗ 

g 115 Slant in de. Ge d 10 mehr ee were 117 E ae, 

E b licher Staat iſt der Gipfel der Tyrannei; kein Geſetz darf etwas ſank⸗ 

den ſucceſſiven Verkauf von Staatsgütern unter Beibehaltung der tioniren, was gegen dil Gewiſſen der Unterthanen tft. Redner ver⸗ 

Staatsforſten, und den Verkauf von induftriellen Unternehmungen des | weift als Beifpiel großer Üeberzeugungstreue auf Daniel, der nicht 

Staates, namentlich den eventuellen Verkauf der dem Staate gehöri⸗ den rat 1 el be lun fenen due ante de den Leden 

gen Eiſenbahnen. Die Geſetzvorlage über die Aufnahme eines Anz den . e bete ibi iche 

N 7 913 a den Rachen zuhielt. Jetzt betrachte man die Vertheidiger der Kirche 

i lchens wurde hierauf dem Finanzausſchuſſe zur Berathung überwieſen.] als Vaterlandes Ae bald En die Beit a Year enen 
Die nächſte Sitzung findet am Freitag den 15. di ſtatt. wo x MR E da Due a) esse 

4 „ 8 | ra o Stolberg: Die Regierung hat bei den Maigeſetzen 

te 13. Mai. Der 2 Katjer ban Rußland hat heute geglaubt, daß die Biſchöfe ſich dem falt accompli fügen würden; ſonſt 

korgen auf der Pacht „Livadia! Vließingen verlaſſen. Dieſelbe iſt, böte ſie nicht mit den wirkungsloſen gehäſſigen Geldſtrafen begonnen, 

wie „Echo du Parlement“ meldet, an der Mündung der Schelde auf | fondern mit der Ausweiſung. Der Kampf ift bisher reſulkaklos ge: 

eine Sandbank gerathen. Nach Eintreten der Fluth ſetzte das Schiff führt, ob auch planlos, will ich nicht entſcheiden. Ich bitte Die Regie⸗ 

die Reiſe nach England fort. rung um eine Erklärung a be Biel, welches fte 1 0 de weil 

Windfor, 14. Mai. Der Kaiſer von Rußland und der fag %% Gy AS tO Den or 

i a dee find geftern Abend wohlbehalten hier eingetroffen. Dat e Maman e die 1 81 N 

N ungeheure Menſchenmen egrüßte dieſelben enthuſiaſtiſch. Di erwirrung, welche allein den Kirchengeſetzen zuzuſchreiben fei. Der 

Stadt war ee BAER u Al 1 ler Ge c LTE, | m ea 

ich geflaggt. | 5 . zu erhalten, die katholische Kirche bleibe aber treu. In Preußen werde 

is. Verſailles, 13. Mat In der heutigen Sitzung der National⸗ die Gerechtigkeit verletzt und das Recht gehe verloren; wenn man fo 

\ rſammlung wurde der bisherige Präſident Buffet mit 360 von 387 vorſchreite, würde man hald zu den Zuſtänden des Jura kommen. 

Stimmen wiedergewählt. Die Linke enthielt ſich der Abſtimmung. — Der Kampf gegen Gerechtigkeit und Moral heiße Kulturkampf. 

In der Verſammlung der Deputirten des rechten Zentrums machte vom Rath: Der Kriegszuſtand iit da, der Krieg der Geiſter hat 

der Herzo 5 e : 1% viel Aehnlichkeit mit dem Völkerkrieg von 1870. Preußen führt den 

ang dog von Audiffret⸗Pasquier die Mittheilung, daß die Regie-] Kampf und um dieſes ſchaart ſich Deutſchland. Der Kampf iſt aud) 

de ng vor Allem die Berathung des Wahlgeſetzes verlangen würde, zu gleicher Zeit geplant; nach dem Kampfe gegen Frankreich hofften 

indem ſie dies zu einer Kabinetsfrage machen würde. Das rechte die Jeſuiten in Rom, über Preußen triumphiren zu können; den Sieg 

Sentrum und die gemäßigte Rechte beſchloſſen einftimmig, die Regie⸗ | Deutldlands fahen jene Romanen nicht boraus. Seit 20 Jahren if 

nung in dieſe terſtit f die Saat gefäit und jetzt wuchern die Giftpflanzen entſetzlich. Die Bi⸗ 

M. m Verlangen zu un erſtützen. 0 \ ſchöfe find nicht mit Daniel in der LWWwengrube zu vergleichen, ihnen 

ee Radrid, 14. Mai. Das neue Miniſterium iſt heute Mittag] wird fein Haar gekrümmt und ich hoffe, daß die Regierung auch in 

reidigt worden. Mehrere Gouverneure von Provinzen und höhere] Zukunft nicht das Schwert gebrauchen wird. a 

Beamte in Madrid haben ihre Entlaſſung eingereicht. 9 ae Reh 5 beh e ger e meee 19 Rae mei Oe 

} 4 te Katholiken und der heilige Bate ; exſt nach feinen Worten 

in Gal 14. Mai. Der General Concha hat die letzte Nacht] glaube ich an die bisher mitleidig belächelten Fabeln von den verkapp⸗ 

5 almaſeda verweilt. Ein Armeecorps iſt in der Richtung auf J ken Sefuiten. Dem Grafen Stolberg muß ich erwidern, daß wir nicht 


einzelnen Adminiſtrativmaßregeln, durch welche die Adminiſtration der 


f ae drängt. 
t 


Auf welcher Seite unſere Regierun 
Man ſagt: der Kampf gilt 


beweiſen follen, daß dies bei den Maigeſetzen der Fall iſt. 


wieſen worden. 
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hier find, um zu gehorchen, ſondern um zu berathen. Wenn ich Mit 
glied des Zentrums im Reichstage gene wäre, fo hätte ich nicht für 
die Verminderung der Militärmacht geſtimmt, aber das Zentrum hat 
feine Stimmen nach beſtem Gewiſſen ohne unpatriotiſche Abſichten aba 
gegeben. (Widerſpruch.) Es iſt ſehr ſchwer, in einer Sache zu ſprechen, 
in der ich die Sprache verloren habe. Ihre „Uebergriſſe der Hier⸗ 
archie“ nenne ich Pflichterfüllung, Ihre „Halsſtarrigkeit“ nenne ich 
Opfermuth, iſt da eine Verſtändigung noch möglich. Ich weiß, je 
länger und öfter ich ſpreche, deſto mehr erreiche ich nur das Gegen. 
Ken von dem, was id) will. (Heiterkeit) Ich verſtehe auch nicht mehr 
die Sprache der Vorlage; in meinen Worten bedeutet ſie: „Rechte der 
katholiſchen Biſchöfe und Geiſtliche können nur ausüben, welche von 
ihrem Glauben abgefallen ſind.“ Ueber die Pflichten der Katholiken 
haben fie nur allein zu urtheilen: Bis jetzt will die Regierung doch 
ſelbſt nur Katholiken zu Bischöfen und die Katholiken können unter 
den jetzigen Verhältniſſen kein Bisthum übernehmen; ſagen Sie lieber 
Nich in Preußen tt kein Raum mehr für die kathöliſche Kirche!“ 
ie katholiſche Kirche iſt in der That mit dem modernen Staat un⸗ 
vereinbar, denn die katholiſche Kirche iſt die Wahrheit, der moderne 
Staat weiß nichts von Gott, iſt ſich ſelbſt Zweck und maßt ſich die 
Omnipotenz an, die allein Gott zukommt. Mit dem wahren Staat 
kann die Kirche ſich vertragen, aber nicht mit dem Staat, welcher die 
Grenzen der Kirche feſtſetzen will. Was beabſichtigt der Staat? Das 
Geld der Kirche bei ſeinem Reichthum? Das glaube ich nicht; er 
will Biſchöfe nach feinem Willen, aber ſolchen wird das katholiſche 
Volk nie folgen. Man weift auf den katholiſchen Staat Oeftenreid) 
hin. Als i 1867 aus Karlsbad fortging, ſagte mir ein öſterreichiſcher 
Due „wenn Du wieder ins Herrenhaus kommſt, mach uns keine 
ummheiten (Heiterkeit); wir in Oeſterreich machen Euch alle Dumm⸗ 
heiten ſogleich nach.” (Heiterkeit.) Die Maigeſetze in Oeſterreich find, 
den preußiſchen nachgemacht. 7 S 5 
„Graf v. Landsberg «Velen; Ich weiß, daß meine Rede re⸗ 
ſultatlos bleibt; würde ſie eine Wirkung haben, ſo würde die al: 
rung einfach ein Dutzend neuer Mitglieder in's Haus ſchicken, welche 
uns niederſtimmen würden, Aber ich habe den Eid auf die Verfaſſun 
eſchworen und habe als Katholik ein Gewiſſen und deshalb muß + 
prechen. Das Bedürfniß der Vorlage ſucht man zu beweiſen dur 
die Nichtübereinſtimmung der beftehenden ce erg mit den Zielen 
der Staatsregierung, durch das revolutionäre Verhalten der Biſchbfe 
und durch die Stellung der Regierung im Kulturkampf. Die angeblich 
unpaſſende Geſetzgebung würde nur ein neuer Beweis dafür ſein, daß 
nie Zeit zu dieſer Thätigkeit keinen Beruf hat. Das Ziel der Re⸗ 
gierung, die Vernichtung der katholiſchen Kirche in Preußen iſt un⸗ 
erreichbar. Eine Staakskirche wird die katholiſche Kirche nie, ſchon 
ihrem Namen nach iſt ſie die allgemeine, über den einzelnen Staaten 


ſtehende. Die Art. 12, 15, 17, 18 der Verfaſſung find in dieſer Vor⸗ 


lage flagrant verletzt. Trotzdem wird den Biſchöfen ei tla: Bore 
wurf revolutionären Verhaltens vom Regierungstiſch ſelbſt gemacht. 

Die Biſchöfe ſtammen nicht aus Hofkreiſen und doch ift ihnen nicht 
einmal ein Verſtoß gegen die Hofſitte nachzuweiſen; revolutionär waren 
fte nie, wie haben fte 1848, zur Zeit des Konflikts, ſich bewieſen d 
Haben die Biſchöfe etwa ſich einen Preßkobold u unter deſſen 
Aegide feile Literaten das geiſtige Leben vergiften? Haben fie in ihrer 
Umgebung Männer, welche die Fundamente ſozialen Lebens thatſächlich 
und wiſſenſchaftlich negiren) das Eigenthum nicht anerkennen oder 
Gründer ſind? Die Biſchöfe haben ſich immer mit dem Grundſatz in 
Einklang befunden, daß die Revolution ſtets eine Infamie ſei. Re⸗ 
volutionär tft nach der Erklärung des Miniſterpräſidenten die Ueber⸗ 
hebung des eigenen Willens über die zur Gefeggebung befugten Ge⸗ 
walten. Aber welche geſetzgebende Gewalt tft höher als die Gottes ? 
Demgemäß iſt jedes Geſetz revolutionär, welches den Geſetzen Gottes 
widerſpricht, und wenn es noch fo richtig zu Stande gekommen iſt. 
Revolutionär wären alſo nur die Katholiken, wenn ſie den Gottes 
Geſetzen widerſprechenden Staatsgeſetzen gehorchten. Was iſt endlich 
der Kulturkampf? Derſelbe iſt alt wie das Menſchengeſchlecht und 
will das Menſchengeſchlecht von dem auf ihm laſtenden Elend befreien, 
der Gottheit nahehringen, Dieſer Kampf iſt allen gemeinſam und Gott 


ſelbſt hat zur Beförderung deſſen Menſchengeſtalt augenommen, wäh⸗ 


rend nach Anderer Anſicht der Wille des Menſchengeſchlechts ſelbſt zum 
Dieſe chriſtliche und antichriſtliche Grundan⸗ 
chauung ſtehen ſich diametral gegenüber. Auf die Politik angewandt, 
ehen ſich der Staat von Gottes Gnaden, der an Gottes Willen ge⸗ 
bunden tft und der Staat des wilt ace gegenüber. 
teht, will ich nicht unterſuchen. 
om. Auf dieſem Weg giebt es nur ein 


ſicheres Reſultat: Untergang der Krone des Hauſes Hohenzollern. 


Bewegung.) Gerade weil ich die Krone davor bewahren will, ſtimme 
ich gegen dieſe Geſetze. 


Miniſterialdirektor Dr. Förſter: Indem ich ſeitens der Regie⸗ 
rung die Bitte an das Haus richte, dem Geſetz zuzuſtimmen, könnte 
es mir zur Erfüllung meiner Aufgabe nur erwünſcht fein, wenn ich 
aus den heutigen Reden hinreichendes Material, hätte entnehmen 
können, um daran ſachlichere Ausführungen zu knäpfen. Leider iſt 
nicht ein einziger neuer ſachlicher Geſichtspunkt zum Vorſchein ge: 
kommen, der zur Widerlegung Gelegenheit giebt. Dieſelben Abſchwei⸗ 
fungen, hiſtoriſchen Rückblicke, die mit unſerer Zeit in keiner Berührung 
ſtehen, dieſelhen Uebertreibungen haben ſtattgefunden, wie wir fie in 
den letzten Wochen in zwei andern Häuſern gehört haben. Das Be⸗ 
weisthema iſt dagegen die Frage: Sind die Maigeſetze ein Angriff 
auf die katholiſche Kirche und iſt darum der Widerſtand der Prälatur 
ein wenn auch nicht formal geſetzlicher, fo doch moraliſch gerechtfertigter. 


Graf Landsberg mag Recht haben, wenn er ein revolutionäres Geſetz 


das nennt welches gegen die Geſetze Gottes verſtößt; er 19 0 10 75 

ieſelben 
muthen der katholiſchen Kirche nichts anderes zu, als daß die in 
Deutſchland anzuſtellenden Geiſtlichen unſerer Nationalität angehören, 
einen gewiſſen Grad wiſſenſchaftlicher Bildung beſitzen und daß dem 


Staate die Aufſicht darüber zuſteht, in Geſtalt nicht eines Beſtäti⸗ 


gungs⸗ oder Ernennungsrechtes, ſondern nur eines Einſpruchsrechtes. 
Daß damit ein Dogma der katholiſchen Kirche verletzt werde, tft im 
ganzen Lauf der Debatte, troß der unendlich langen Reden, nicht be⸗ 
n. Man fagt, es widerſtreite dies der göttlichen Ein⸗ 
ſetzung der Kirche und des Epiſkopats. Allein dieſer Glaube wird doch 
nicht verletzt dadurch, daß der Staat eine beſtimmte Qualifikation in 
der Perſon der Geiſtlichen verlangt, wie dies ja auch bereits früher 
vorgekommen iſt. Durch das zweite größere Maigeſetz wird die Dis⸗ 
ziplinargewalt der geistlichen Oberen gegen den niederen Klerus be⸗ 


ſchränkt, nicht aufgehoben, wie behauptet wurde, und auch dadurch 


wird das Dogma der katholiſchen Kirche nicht verletzt Dann kann man 
doch aber unmöglich den Widerſtand des Epiſkopgts für einen gerecht⸗ 
fertigten, für einen Opfermuth erklären. Vielmehr ift derſelbe nur die 
rundſätzliche Leugnung der im Staate legal zu Stande gekommenen 
kechtsordnung, und dagegen muß der Staat ſich ſchützen. Wenn man 
die langen Debatten in dem anderen Hauſe aufmerkſam verfolgt, fo 


7 


wird einem nicht entgehen, daß bei allen hohen Wellen, welche die 
Leidenſchaft auf der Oberfläche der Debatte ſchlug, doch ein Grund⸗ 
¿Bedante, wenn auch nur ſchüchtern hervortrat, daß man ſich nämlich 


mit den Forderungen der Maigeſetze vielleicht vereinigen könnte, wenn 


fic nur nicht einſeitig von dem omnipotenten Staat erlaſſen wären. 
Dieſer Grundſatz beruht auf der viel verhreiteten Meinung, daß Staat 

und Kirche zwei neben einander ſtehende ſouveräne Mächte ſeien. So 
ſteht es aber im modernen Staat nicht. Die katholiſche und evan⸗ 
geliſche Kirche ſind anerkannte, privilegirte Korporationen und ſtehen 
als ſolche nicht neben, ſondern in dem Staat; ſie ſind nur, ſo weit es 
ihre Anerkennung verlangt, unabhängig, ſind aber der Obergufſicht 
des Staates und ſeiner Geſetzgebung unterworfen. Wenn nun die Maige⸗ 
ſetze weder dogmatiſch die Kirche verletzen, noch formal anzugreifen ſind, 
dann iſt der Widerſtand der Geiſtlichkeit ungerecht und ſtaatsgefährlich. 
Die Behauptung des Grafen Landsberg, daß es das Ziel der Regie⸗ 
rung ſei, die katholiſche Kirche zu vernichten, bedarf wohl keiner Wider⸗ 
legung; auf Grund welches Geſetzes ſollen denn Millionen von Katho⸗ 
lifer. ausgewieſen werden, wieſo verlieren denn die Ausgewieſenen 
Eigenthum und Recht? Das ſind Fälſchungen des Begriffs der Staats⸗ 
angehörigkeit und ihres Berluftes. Daß die Anzahme dieſer Geſetze 
leiner vorgängigen Verfaſſungsänderung bedarf, tft bereits im andern 
Dank anerkannt worden und bedarf wohl keiner weiteren Gee 
gründung. 

Damit iſt die Generaldebatte geſchloſſen. In der Spezialdebatte 
zu § 1 geht Baron Senfft von Pilſach des Breiteſten auf die 
Petitionen der Domkapitel ein, während Graf Brühl erklärt, daß er 
gegen alle Paragraphen ſtimmen, aber gegen keinen mehr ſprechen 
wolle. Darauf werden die einzelnen Paragraphen ohne jede weitere 
Debatte nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes genehmigt. 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetzentwurfes wegen Dekla⸗ 
ration und Ergänzung des Geſetzes vom 11. Mai 1873 über 
die Vorbildung und Anſtellung der Geiſtlichen. Weder in der General⸗ 
noch in der Spezialdebatte verlangt Jemand das Wort und wird das 
Geſetz ohne Debatte in allen ſeinen Paragraphen genehmigt. ö 

Schluß 2 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr. (Kleinere 
Geſetzentwürfe, die beiden Kirchengeſetze und die Synodalordnung.) 


66. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 13. Mai, 11 Uhr. Am Miniſtertiſch Dr. Leonhardt mit 
zahlreichen Kommiſſarien. N f 5 

Die Geſetzentwürfe, betreffend das Höferecht in der Provinz 
Hannover werden den Beſchlüſſen der zweiten Berathung gemäß 
und betreffend die anderweite Regelung der Waſſerlaufabgaben 
im Regierungsbezirk Wiesbaden in Uebereinſtimmung mit der ur⸗ 
ſprünglichen Vorlage in dritter Berathung definitiv genehmigt. Der 
Antrag des Abg. Werner auf Annahme eines Eo über 
die Aufhebung der im Art. 9 Tit. 2 Buch 2 des Lübſchen Rechtes 
enthaltenen Beſtimmung, wonach uneheliche Kinder kein Erbe nehmen, 
wird zurückgezogen, da der Juſtizminiſter, der dem Gedanken des An⸗ 
trages nicht abgeneigt tft, die allgemeine Regelung dieſer Materie 
durch eine in der nächſten Seſſion einzubringende Vorlage ankündigt. 
In erſter und zweiter Berathung werden die Verträge mit Braun⸗ 
ſchweig über die Theilung des Kommuniongebietes am Unterharz und 
mit Mecklenhurg⸗Schwerin wegen Regulirung der Landesgrenze auf 
und an der Elbe vom Einfluß der Löcknitz bis Boitzenburg, ſowie über 
die Verhältniſſe des Vorwerks Kaltenhof unverändert ohne Diskuſſion 
genehmigt. Es folgen Petitions berichte. . & 

Ueber mehrere Petitionen aus der Provinz Schleswig⸗Holſtein, 
welche auf den Erſatz von Kriegsſchäden aus den Jahren 1850 und 
1864 im Betrage von 2,388,734 Thlr. gerichtet ſind, hat die Petitions⸗ 
kommiſſion zur Tagesordnung überzugehen beantragt. Die Abgg. 
Wallichs und Seelig legen der Staatsregierung die Sache noch 
einmal dringend ans Herz und erwarten von ihr Abhilfe in der näch⸗ 
ſten Seſſion. Sie weiſen darauf hin, wie viel rückſichtsvoller in der⸗ 
ſelben Sache Dänemark vorgegangen iſt, wie ſorgfältig das Reich in 
Elſaß⸗Lothringen entſchädigt hat, wie nachtheilig die Verſagung der 


Abhilfe auf die Stimmung der Bevölkerung in den Herzogkhümern, 


fenden 


ET Er 


hat, um die Auffaſſung zu verſtärken, da 


namentlich in Nordſchleswig wirkt. + 
Abg. Dr. Wallichs führt aus: Dieſe Beſchwerde und die an⸗ 
dere bezüglich der Zwangsanleihe erhalten fortdauernd das Gefühl 
der Unzufriedenheit unter meinen Landsleuten. In Preußen herrſcht 
bei der Regierung wie bei der Bevölkerung eine entgegengeſetzte An⸗ 
ſchauung: man hält es nicht für eine Rechtspflicht des Staates, die 
Kriegsſchäden zu beſeitigen, daher wenig Ausſicht für mich vorhanden 
iſt, den Vorſchlag der Kommiſſion umzuſtoßen. Ich will anerkennen, 
daß ſehr ſchwere Bedenken dem entzegenſtehen, einen neuen Rechts⸗ 
grundſatz für einen großen Staat in Anwendung zu bringen, ſowohl 
mit Rückſicht auf die Vergangenheit und die anders behandelten Alte 
ren Provinzen, als auch im Hinblick auf nicht zu berechnende Fälle 
der Zukunft. Aber auch die in den Herzogthümern vorherrſchende 
Auffaſſung iſt keineswegs eine unerklärliche: es iſt für das natürliche 
Gefühl in der That verletzend, wenn in einem Kriege der Staat, für 
den und in deſſen Intereſſe doch die Kriege geführt werden, einzelne 
Diſtrikte und Privatperſonen, die fo viel ſchwerer haben leiden müſſen 
als andere, nicht entſchädigt werden. Es kommt daher bei uns noch 
die Praxis hinzu, die die gegenwärtige Generation im Auge gehabt 
ß eine ſolche Entſchädigung 
ein Recht fei. Nach dem erſten Kriege von 1848 —1850 hat Dänemark 
ſeine Angehörigen vollſtändig entſchädigt. In den Herzogthümern iſt 
dies nur beſchränkt geſchehen, aber erſichtlich aus politiſchen Gründen, 
um die deutſchen Einwohner für ihre Geſinnung zu beſtrafen. Der 
Eindruck bei meinen Landsleuten war damals der, daß dies eine der 
Ungerechtigkeiten wäre, die ſich die däniſche Regierung zu Schulden 
habe kommen laſſen. Diejenigen, welche keine Entſchädigung in den 
Jahren 184850 erhielten, hofften mit voller Zuverſicht, als die Ver⸗ 
bindung mit Deutſchland eintrat, daß auch eine Heilung dieſer 
Schäden eintreten würde. Ich will dabei erwähnen, daß von 
der Geſammtſumme der auf etwa 2,400,000 Thaler ſich belau⸗ 
Eniſchädigungs⸗Anſprüche noch ein Betrag von gegen 
134,000 Thaler ſchon aus dieſer alten Zeit datirt. In der⸗ 
ſelben Weiſe iſt 1864 verfahren, wenigſtens iſt ein großer Theil 
der Kriegsſchäden, den die preußiſchen und öſterreichiſchen Truppen im 
mittleren und nördlichen Schleswig veranlaßten, vergütet worden. 
Es trat eine Taxirung ein und es wurde dann unter dem General 
v. Manteuffel etwa die Hälfte der geſetzlichen Summe entſchädigt. 
Die Beſchädigten rechneten auch auf die andere Hälfte und hielten ſich 
nicht für befriedigt, wie der Regierungskommiſſar in der Kommiſſion 
es darſtellte. Dänemark hat damals wiederum vollſtändigen Erſatz 
geleiſtet und gerade für die Nordſchleswiger lag der Vergleich ſehr 
nahe, daß fie ſagten: wenn der kleine geſchwächte Staat nach Verluſt 
von wichligen Provinzen ſo verfahren kann, wie viel mehr iſt nicht 
der preußiſche Staat, der mit bedeutendem Gewinn aus dem Kampfe 
geſchieden ift, dazu verpflichtet! — Als das Reich an Elſaß⸗Lothringen 
die Entſchädigung gab, da fühlte ſich der Anſpruch meiner Landsleute 
nur beſtätigt, und man iſt nicht befriedigt durch die abweiſende Er⸗ 
klärung der Regierung, daß es Preußen nichts angehe, was das Reich 
thue. Es kommt aber doch dabei auf das Prinzip an, ob es nicht 
der modernen humanen Auffaſſung entſpricht, daß der Staat im Falle 
des Vermögens die Entſchädigung auf ſich nimmt. Auch der Propinzigl⸗ 
landtag unſerer Provinz hat für dieſe Forderung Partei ie del und 
ſich wiederholt mit allem Nachdruck dahin erklärt, daß die Petenten 
ein Recht hätten mit ihrer Forderung. So heißt es in dem letzten 
Ausſchußberichte: „Fragen, welche ſeit Jahren das Rechtsgefühl der 
Bewohner unſerer Provinz verletzen, ſind die Gegenſtände der Be⸗ 
ſchwerden, welche in unſerer Provinz die Gemüther fort und fort be⸗ 
wegen, für welche einzutreten, der Landtag nicht länger anſtehen durfte, 
zumal die günſtige Finanzlage der Monarchie der Königlichen Staats⸗ 
regierung erlaubt haben würde, den Maßſtab der Billigkeit da anzu⸗ 
legen, wo nach ihrer Anſicht der Rechtsanſpruch zweifelhaft ſein kann“ 
Der Bericht führt dann aus, eid namentlich die Entſchädigung für die 
Kriege von 1850 und 1864 eine Pflicht der Billigkeit und der Gerechtig⸗ 
keit wäre. Dieſe Petitionen haben ſich bisher Ihrer heſonderen Gunſt nicht 
erfreut und auch heut ſchlägt Ihnen der Kommiſſionsbericht den Uebergang 
zur Tagesordnung über dieſelben vor und führt zuletzt als Motivirung 


dafür, daß man docheinen ſchriftlichen Bericht für der Mühe werth gehalten 
habe, an, daß es ſich empfehle, die in Schleswig⸗Holſtein herrſchenden 
Anſichten aufzuklären und zu berichtigen. Das iſt allerdings nur ein 
geringes Eingehen auf die Anſchauungen, die bei uns vorherrſchen; 
aber es ift das für mich doch auch zum Theil das Motiv geweſen, 
die Sache hier zur Verhandlung zu bringen. Denn ich halte es im 
allſeitigen Intereſſe, daß meine Landsleute erfahren, daß es nichts 
nütze, immer und immer wieder auf die Sache zurückzukommen und 
daß die Auffaſſung des Landtags und der Regierung in dieſer Hinſicht 
für uns nicht zu überwinden iſt. 1864 iſt wenigſtens ein Theil der 
Kriegsſchäden abgeſchätzt und erſetzt worden. Für den damals über- 
gangenen Theil möchte ich aber hier noch ein Wort einlegen; es ſind 
dies die däniſchen Enklaven, die von Jütland abgetreten ſind. Die 
Regierung hat in ihrem Beſcheide an die Provinzialſtände ſelbſt an⸗ 
erkannt, daß dieſer Landestheil ein beſonderes Recht zur Beſchwerde 
hätte und daß man vielleicht nicht werde umhin können, ihn aus 
Stgatsmitteln zu befriedigen. Ich hoffe beſtimmt, daß die Sache, 
nachdem ſie einmal angeregt iſt, nun auch bald zum Abſchluß kommen 
wird. Und wenn auch die Regierung jetzt wieder der rechtlichen Ver⸗ 
pflichtung, Entſchädigung für die alten Kriegsſchäden zu leiſten, ſich 
entzieht, ſo hoffe ich doch, daß wenigſtens beſonders gravirende Fälle, 
wo Einzelne außerordentlich hart betroffen find, eine bereitwilligere 
Aufnahme bei der Staatsregierung finden werden. Wiederholt hat die 
Staatsregierung auf eine mögliche Ausgleichung der Entſchädigungs⸗ 
anſprüche innerhalb des Provinzialverbandes hingewieſen. Aber unſere 
Provinzialſtände haben erklärt, daß fie keine Verpflichtung dazu aner⸗ 
kennen können, und daß es für ſie faktiſch unmöglich ſei, die Summe 
von 2,400,000 Thlr. zu übernehmen. Möchte die Staatsregierung dann 
aber auch ihre Verheißung, den Provinzialfonds einzurichten, erfüllen, 
wovon die Beſeitigung aller alten Beſchwerden erhofft wird. Ein 
glücklicher Zufall will es, daß heute auch die Zwangsanleihen zur De⸗ 
batte ſtehen. Möge das Haus wenigſtens in dieſer zweiten Beſchwerde 
dem Vorſchlage der Kommiſſion folgen und einen der Gründe der 
Unzufriedenheit der Schleswig⸗Holſteiner beſeitigen! (Beifall.) 

Ein Vertreter der Staatsregierung macht dagegen geltend, daß 
die Feſiſtellung der Schäden ſehr unſicher iſt, weil fie zum Theil von 
der Beſchaffung däniſcher Dokumente abhängt. In der Kommiſſion 
hatte ein ice des Finanzminiſters folgende Ecklärung abgege⸗ 
ben: „Eine rechtliche Verpflichtung der Staatskaſſe zum Erſatz der von 
den Petenten erlittenen Kriegsſchäden beſtehe nicht. Wenn eine Ent⸗ 
ſchädigunz für letztere gewährt werden jolle, fo könne dies ohne Be⸗ 
vorzugung der Bewohner der Provinz Schleswig⸗Holſtein gegenüber 
den Angehörigen anderer Provinzen des Staats, welche viel ſchwerere 
Kriegslaſten allein getragen hätten, nur innerhalb des Propinzialver⸗ 
bandes aus Mitteln der Provinz geſchehen.“ 

Dieſer Geſichtspunkt war für die Kommiſſion entſcheidend gewe⸗ 
110 und iſt es auch heute für das Haus, das mit großer Mehrheit den 

ebergang zur Tagesordnung beſchließt. 

Von 67 Direktoren und Lehrern der Gymnaſien zu Potsdam, 
Wittſtock, Prenzlau u. ſ. w. wird die allgemeine Durchfüh⸗ 
rung des Normaletats verlangt. Das Haus tritt dem Antrage 
der Unterrichts⸗Kommiſſion bei, die Petitionen der Staatsregierung 
zur Berückſichtigung zu überweilen und zwar mit dem Antrage, die 
endliche Durchführung des Normgletats für alle höheren Unterrichts⸗ 
anſtalten unter Verwendung der im Etat zu dieſem Zwecke ausgewor⸗ 
fenen Summe ſchleunig zu bewirken. 

Die Petitionen von 478 Direktoren, Lehrern und Kuratoren von 
43 ſtädtiſchen, reſp. Stiftungs⸗Gymnaſien, Real⸗ und höheren Bürger⸗ 
ſchulen verlangen die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſ⸗ 
ſen. Die Kommiſſion für das Unterrichtsweſen beantragt ihre Ueber⸗ 
weiſung an die königl. Staatsregierung zur Berückſichtigung und 
zwar mit dem Antrage im Staatshaushaltsetat pro 1875 zu dem 
Zwecke von Bedürfnißzuſchüſſen für die Gewährung von Wohnungs⸗ 
geldern an die Lehrer der nicht ausſchließlich vom Staate zu unter⸗ 
len hiheren®iehranflalten die erforderlichen Mittel bereit zu 

ellen. 


Ein, Vertreter der Staatsregierung tritt dieſem Antrage entgegen 


mit Berufung auf den zwiſchen den Anſtalten der verſchiedenen Rate: 

orien beſtehenden Unterſchied und die außerordentliche Gehaltserhö⸗ 
ung, welche den Lehrern im Allgemeinen zu Theil geworden iſt, fo 
unpopulär eine ſolche Meinungsäußerung außerhalb erſcheinen mag, 
wo man immer nur das Nein hört, ohne auf die Gründe zu achten. 
Die Abgg. Techow, Lauenſtein und Hofmann nehmen ſich 
der Petenten und des Antrags der Kommiffion mit Wärme an. Wir 
geben die Aeußerungen des letzten Redners ausführlich wieder. 

Abg. Dr. Hofmann: Der Wohnungsgeldzuſchuß iſt im Grunde 
nichts weiter als eine neue, durch die Verhältniſſe gebotene Gehaltser⸗ 
höhung; er unterſcheidet ſich nur dadurch von einer Gehaltserhöhung, 
daß er nach dem Preiſe der Lebensmittel an den Orten, an welchen 
die Beamten ihren Wohnſitz zu nehmen gezwungen ſind, abgeſtuft iſt. 
Wenn alſo der Normaletat auf die ſtädtiſchen und Stiftungsſchulen 
ausgedehnt iſt, ſo iſt abſolut nicht abzuſehen, warum dieſe neue Ge⸗ 
haltserhöhung nicht auch auf dieſelben ausgedehnt werden ſoll. Die 
Lehrer an den ſtädtiſchen Schulen haben genau dieſelbe Qualifikation, 
genau dieſelbe Amtsthätigkeit und ſoziale Stellung, wie die Lehrer an 
den Staatsanſtalten; endlich hat die Regierung erklärt, daß ſie ent⸗ 
ſchloſſen ſei auch dieſen Lehrern ein den Forderungen der Zeit ent⸗ 
ſprechendes Gehalt zu verſchaffen. Der Regierungskommiſſar dagegen 
behauptet: es muß aber erſt nachgewieſen werden, daß die neuen 
Normaletatsſätze dem Bedürfniſſe bei dieſen Lehrern nicht genügen. 
Der Beweis iſt meiner Meinung nach thatſächlich dadurch von der 
Regierung ſelbſt geliefert, daß fie fagt, bei den Staatsanſtalten ger 
nügen dieſe Gehaltsſätze nicht. Freilich ſagt der Regierungskommiſſar, 
die Lehrer an den Staatsanſtalten haben den Wohnungsgeldzuſchuß 
nicht deshalb bekommen, weil bei ihnen ein Bedürfniß vorhanden ge- 
weſen iſt, ſondern deshalb, weil bei den übrigen Staatsbeamten ein 
Bedürfniß vorlag und weil fie als unmittelbare Staatsbeamte nicht 
wohl konnten ausgeſchloſſen werden. Dieſe Interpretation iſt für den 
Lehrerſtand nicht gerade ſehr erhebend und wohl auch nicht die richtige. 
Denn in den Mokiven zu dem Geſetz über den Normaletat erklärt die 
Regierung geradezu: die künftige Gleichſtellung der Gymnaſtallehrer 
mit den Richtern erſter Inſtanz rechtfertigt fic). dadurch, daß beider⸗ 
ſeits die Betheiligten Univerfitätsftirdien gemacht haben müſſen, ſowie 
durch die in jeder Beziehung gleiche amtliche und ſoziale Stellung. 
Die Richter erſter Inſtanz haben den Wohnungsgeldzuſchuß bekommen, 
mithin können die Lehrer ihn nach dieſen Erklärungen auch bean⸗ 
ſpruchen Hiermit glaube ich bewieſen zu haben, daß die Billigkeit 
in hohem Grade für das Geſuch der Lehrer ſpricht; mehr wollte ich 
nicht beweiſen. 4 1 

Ich ziehe nunmehr in Betracht, inwiefern das Intereſſe der Schu⸗ 
len an der Löſung dieſer Frage betheiligt iſt. Der Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuß für die Oberlehrer in Berlin bekrägt 300 Thlr. jährlich, für 
die ordentlichen Lehrer 180 Thlr. Wäre die Stadt Berlin ſo ungerecht 
und kurzſichtig geweſen, ihren Lehrern den Wohnungsgeldzuſchuß nicht 
zu gewähren, fo würden in Berlin an den 14 höheren ſtädtiſchen 
Lehranſtalten den erſten Oberlehrern 1700 Thlr., an den 5 löniglichen 
Lehranſtalten dagegen 2000 Thlr., den unterſten Lehrern dort 700 Thlr., 
hier aber 880 Thlr. gezahlt, und die unausbleibliche Folge davon wäre, 
daß die tüchtigſten Lehrer nach den königlichen Lehranſtalten drängen. 
Wenn alſo die königlichen Schulräthe nicht vollſtändig blind find, fo 
müßten von nun an die tüchtigſten Lehrer immer an den königlichen 
Anſtalten ſein, dadurch würden die Schulen der ärmeren Gemeinden 
zu Schulen zweiten Ranges herabgedrückt werden und damit trotz aller 
Bemühungen um den Normaletat das eintreten, was der Abgeordnete 
Miquel als ein großes Unglück uns bezeichnet hat. 

Der Herr Regierungskommiſſar ſetzt dem entgegen, man müſſe 
doch erſt abwarten, bis die Schulen verkümmern. Ja, wollen Sie fo 
lange warten bis der Rückgang augenfällig geworden iſt, ſo werden 
Sie dann das Geld, was Sie jetzt für gute Lehrer ausgeben könnten, 
für ſchlechte ausgeben müſſen, ohne diefelben beſſer zu machen. Wollen 
Sie alſo verhindern, daß ungefähr 1000 Lehrer ohne ihr Verſchulden 
eine empfindliche Zurückſetzung erfahren und daß ungefähr 200 gute 
Schulen auf eine niedere Stufe herabgedrückt werden, ſo kann es nach 
meinem Dafürhalten keinem Zweifel unterliegen, daß den Lehrern an 
den ſtädtiſchen Anſtalten dieſer Zuſchuß auch gewährt werden muß. 


als die Hälfte aller höheren Lehranſtalten ſtädtiſche Schulen. Diez it 


le 
Wirkungen bavon erſichtlich, beſonders auch in ben neuen preußiſcen 
Landestheilen, wo viele Kommunen, um neue Schulen zu beſitzen, Dee | 
nen auch dies Recht erreichbar war, große Opferwilligkeit an den Tag 


um das Ver 


mern zu laſſen oder fte mit dem ganzen Schulvermögen der Staatz 
regierung zu übergeben. Im erſteren Fall verlieren ihre Kinder den Unter, 
richt den ſie brauchen, im andern Fall behalten ſie allerdings ihre Schulen, 

Fürſorge dafür zum 


Nach einem Schlußreferat des Abg. Dr. Witte wird der A | 
trag der Kommiſſion gegen die Stimmen des Zentrums ge⸗ 


a 336. „Die Erhebung der direkten Steuern zu Gemeindebedürf⸗ 
niſſen geſchieht nach, den für die Staatsſteuer beſtehenden Kataſtern 
des Gemeindebezirks.“ y 

§ 37. „Mehr als 3 Simbel direkter Steuern dürfen zur Beſtrel⸗ 
tuns der Gemeindebedürfniſſe nicht erhoben werden. Neichen 
dieſelben zur Beſtreitung der ſtändigen nothwendigen Gemeinde⸗ 
Ausgaben nicht hin, fo iſt von dem Gemeinderathe der Antrag 
auf die Einführung einer nach Erhebungsart und Betrag zu be ute 
f alen „Abgabe zeitig bei der Gemeindeverſammlung und dem Aue 
zu ſtellen. NS 

Durch Einführung der preußiſchen Steuergeſetzgebung in Naß 
am 10. Mai 1867 iſt eine Veränderung der Gemeindeverfaflung, N 
beſondere des Beſteuerungsrechtes der Gemeinden nicht beabſi 
worden. Trotzdem aber iſt durch die herbeigeführte Verändern 
der Steuerkgtaſter (Heberollen) das Beſteuerungsrecht der Gemein⸗ 
den, gegenüber dem Fiskus und den Forenſen, illuſoriſch gemacht 
und 1 die Gemeinden durch die Steuerausfälle erheblich geſchädigt 
worden. ve 

Aus der Provinz Pofen find verſchiedene Petitionen um WH ane 
derung der Wegegeſetzgebung für die Provinz Bofen 
eingelaufen, für welche die Abgeordneten von Zakrzewski, Kan⸗ 
tak, Hund von Hafften und Windthorſt (Bielefeld) ein⸗ 
1 fen Petitionen werden der Staatsregierung zur Erwägung 

erwieſen. 5 

52 ſchleswig⸗holſteiniſche Gemeinden und Ortſchaften haben aß 
das Haus eine Petition gerichtet um Anerkennung der ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Staatsobligationen über die ſogenannten gezwu ngenen 
Anleihen in den Jahren 1849/50. Am 2. Mai 1849 hatte die durch 
den außerordentlichen Kommiſſar der deutſchen Zentralgewalt Sodi 
eingeſetzte Statthalterſchaft der Herzogthümer die 44 Millionen Mark 
welche zur Verpflegung der Reichstruppen nothwendig waren, durch 
eine gezwungene Anleihe von den Kommunen des Landes aufgebracht 
Am 10. April 1850 wurden weitere 4 Millionen Mark für das Kriegs⸗ 
weſen und die eventuelle Kriegsführung von den Kommunen ausge⸗ 
ſchrieben; endlich noch, nach dem Wiederausbruch des Krieges, am 
4. Oktober 1850 zwei Anleihen im Betrage von 1,489,728 und 256,862 
Thaler aufgenommen. Es handelt fic) alſo, da nach Beſchluß ved 
däniſchen geheimen Staatsraths vom 6. Juni 1852 die Anleihen des 
„aufrühreriſchen“ Schleswig⸗Holſtein nicht anerkannt wurden, um 
4,652,081 Thaler nebſt 4 Prozent e für 20 Jahre. iy 

Die Kommiſſion beantragt, jene Petition der Staatsregierung mit 
der Aufforderung zu überweiſen, eine billige Ausgleichung der ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Zwangsanleihen von 1849 —50, insbefondere der 
beiden von den Kommunen der vormaligen Herzogthümer aufgebrach⸗ 
ten Anleihen zu bewirken. 

Abg. Wachs weiſt im Einzelnen nach, daß jene Anleihen im In⸗ 
tereſſe der Scheer Idee verwandt ſeien; ohne das bekannte Feſt⸗ 
halten der Schleswig⸗Holſteiner an Deutſchland würden die deutſchen 
Panzerſchiffe nicht im Kieler Hafen liegen und die preußiſche Fahn 
nicht auf Düppel wehen. Er wolle nicht auf die Frage ſich einlaffen, 
ob eine rechtliche Verpflichtung De aber ſowohl die Billigkeit als 
politiſche Gründe verlangten die Uebernahme jener Anleihen auf die 
preußiſche Stagtsſchuld. Eine Anerkennung jener Schuld als Provin⸗ 
zialſchuld ſei nicht geeignet, irgend welche Wünſche zu befriedigen, da 
dann die Laſt der Verzinſung und Tilgung gerade Diejenigen treffen 
würde, welche den Betrag der Anleihen ſeiner Zeit durch Steuern auf⸗ 


gebracht hätten. e x j 

Geh. Finanzrath MG. r: Die Rechtsfrage ift bekanntlich eine 
ſehr ſchwierige. Wenn es ve, ch Staatsſchulden find, können es nur j 
Propinzialſchulden fein und die Gerichte würden eventuell nie anders 
entſcheiden. Zur Motivirung des Antrags der Kommiſſion ſind vom 
Vorredner aber nur politiſche und Billigkeitsgründe vorgebracht und 
die Staatsregierung wird bei erneuter Prüfung das Gewicht derſelben 
ernfilid) erwägen Die politiſchen Gründe aber, ſowie die Billigkeits⸗ 
gründe müſſen für ganz Preußen gelten, die Anerkennung diefer An⸗ 
ſprüche würde unzählige andere hervorrufen; auch die alten Provinzen 
hee große Opfer dafür gebracht, daß wir uns unſerer jetzigen Frei⸗ 

eit freuen. 

Tiedemann: Der Regierungskommiſſar hat es vermieden, 
rechtliche Gründe vorzuhringen. In der Kommiſſion ift geſagt, Brew? 
Ren habe weder die Statthalterſchaft noch einen beſonderen Staat 
Schleswig⸗Holſtein als de jure beſtehend anerkannt. Aus welchem 
Grunde hat denn Preußen die Statthalterſchaft mit Geld und Off 
zieren unterſtützt? Und nachdem Schleswig⸗Holſtein mit Preußens 
Hilfe ſich eine Armee erworben, um deutſches Intereſſe im Norden zu 
verkheidigen, da hat nicht Dänemark es wieder unterworfen, fonderit 
Preußen und Oeſterreich haben ihm gemeinſam die Waffen abgenom⸗ 
men und es Dänemark überliefert. Sie werden mir nicht zutrauen, 
daß ich dem bereiten Partikularismus Gehör gebe, aber ich kann be⸗ 
greifen, daß den Schleswig⸗Holſteinern ſich das Herz im Leibe um⸗ 


An ‘ia 


un fic den Marſch von Olmütz über Broncell nach Schles⸗ 
| A cin e Ich für meine Perſon bin überzen t, daß 
3 bel und Alſen alle jene Miſſethaten geſühnt haben; aber das 
i feöwig-holfteinifhe Volk hat vie Eigenthümlichkeit, mit feinem bie- 
‚al aber knorrigen Belen am Rechtsboden feſtzuhalten, auch wenn 
wid) fo durchlöchert iff. Nach ſeinen Anſchauungen ift es eine Un⸗ 
knechtigkeit, wenn diefe Anleihe nicht anerkannt: aus den beften poli- 
Aten Gründen empfiehlt es fic) demgemäß, dieſe Anerkennung aus 
ufprechen. (Beifall.) . iner Partei (Fortſchrith) 
Y Seelig erklärt, daß nach Anſicht feiner Partei (Fortichriti 
if ee a der Billigkeit, 19 8 8 auch von der Gerechtigkeit die 
4 t werden. . : 
12 95 5 dieselbe Erklärung ab, damit es nicht den An⸗ 
dein gewinne, als ob nur Vertreter Schleswig⸗Holſteins für die An⸗ 
rtennung eintreten wollten. Aber auch abgeſehen von der Gerechtin⸗ 
jit, auf deren Geltendmachung die Schleswig Holſteiner zu reſigniren 
ſchienen, werde die Anerkennung von der politiſchen Klugheit ver⸗ 
langt Es müſſe ein Ende gemacht werden mit den Vergleichen mit 
Elſaß⸗Lothringen, welche Schleswig⸗Holſtein beſtändig anftelle; ſelbſt 
schlechter als Hannover und Heſſen, deren Schulden von Preußen 
übernommen wären, ſei es geftellt; da müſſe die Anſicht fic) geltend 
machen, daß Schleswig Holftein für die Vertheidigung der hiſtoriſchen 
Adee ſchlecht belohnt werde. Ein großer Mann im Reichstage habe 
‘gelagt, Deutichland habe fic) durch ſeine Erfolge wohl mehr Achtung, 
aber nicht mehr Liebe errungen; deſto mehr ſei es geboten, im Lande 
iebe zu gewinnen. ; f 
den Abg. Lutteroth ſeine Freude darüber ausgeſprochen, 
daß von allen Seiten des Hauſes der Kommiſſionsantrag nur Zu⸗ 
ſümmung zu finden ſcheine, weiſt Referent Petri noch Darauf hin, 
‘pag die Schleswig⸗Holſteiner aus dem Umſtande, daß zu dieſen Anz 
lei en die jetzige Regierung denſelben Standpunkt einnehme, wie einſt 
der Erbfeind Dänemark, zu üblen Folgerungen leicht veranlaßt wür⸗ 
den; der Antrag der Kommiffton erleichtere der Regierung den 
Schritt, ſich von dieſen immer wiederkehrenden Vorwürfen zu befreien; 
dle Anerkennung dieſer Anleihen werde in ganz Deutſchland dieſelbe 
Billigung finden, wie einſt die Erfüllung ähnlicher Forderungen der 
; önigsberg. perk a ERSTE 
F ater Kommiſſion wird ſodann faft einſtimmig an⸗ 
genommen, dagegen Windthorſt (Meppen), von Köller und 
ein Pole. ee 
ie Petitionen des Ueckermärkiſchon landwirthſchaft⸗ 
lien eren zu Prenzlau um Einrichtung einer Landeskultur⸗ 
Rentenbank für Lanbeskultur⸗Meliorationen und Erweiterung der 
Entwäſſerungsgeſetze, betreffend die Drainage und des landwirt h⸗ 
ſchaftlichen Zentralvereins für den Regierungsbezirk Pots⸗ 
dam um Erwefterung des Entwäſſerungsgeſetzes auch für Drainage, 
Erlaß eines Geſetzes zur Erleichterung der Ausführungen von Melib⸗ 
kationsgenoſſenſchaften und Errichtung einer Landeskultur⸗Rentenbank 
für den preußiſchen Staat werden der Regierung zur Kenntnißnahme 
und mehrere Petitionen, betr. die Errichtung von landwirthſchaftlichen 
e e als Material für das zu erlaſſende Unterrichts⸗ 
geſetz überwieſen. b N 
beet ef der zweiten Berathung des Etats des landwirthſchaftlichen 
Miniſteriums war der Unterrichtskommiſſion folgender Antrag des 
Abg. Windthorſt (Bielefeld) zur Berichterſtattung überwieſen wor⸗ 
den: die königliche Staatsregierung aufzufordern, 1) die mittleren 
landwirthſchaftltchen Lehranſtalten dem Unterrichtsminiſterium unter⸗ 
ordnen und einen Normalorganiſationsplan für dieſelben feſtzuſtellen, 
) dahin zu wirken, daß denjenigen mittleren landwirthſchaftlichen An⸗ 
flalten, welche dem gedachten Organiſationsplane entſprechend, durch 
Einrichtung und Unterricht die nothwendigen Garantien bieten, die 
Berechtigung ertheilt werde, ihre Zöglinge nach abſolvirtem Kurſus 
ind beſtandener Abgangsprüfung mit dem Zeugniß der Reife zum ein- 
jährig freiwilligen Dienſte zu entlaſſen, J die für die Organiſation 
und Entwickelung dieſer Anſtalten erforderlichen Geldmittel im näch⸗ 
ſten Etat zur Dispoſition zu ſtellen. F 
Die Kommiſſion hat fid im Intereſſe der Konzentration des 


> und Unterrichtsweſens in einer Hand dieſem Antrage ange⸗ 


hloſſen und wird derfelbe, nachdem fic) die Abgg. Löwe, Windt⸗ 
horſt (Bielefeld) und Sed) ow dafür, der Abg. v. Mallinckrodt 
dagegen erklärt hatten, angenommen. A 

Schluß 42 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr. (Mehrere 
kleinere Geſetzentwürfe; Eiſenbahnanleihe von 50 Millionen.) 


* Wir präziſiren nachträglich eine Aeußerung des Abg. Paris 
{ius bei Berathung ves Geſetzes Betr. die Betheiligung der Staats⸗ 
beamten bei Verwaltung von Geſellſchaften, dahin: der Herr Ab- 
geordnete wies nach, daß die Solidarhaft in den Genoſſenſchaften die 
Mitglieder naturgemäß dahin führt, bei der Wahl der Aufſichtsraths⸗ 
Mitglieder ſorgfältig zu verfahren und darüber zu wachen, daß die⸗ 
ſelben die ihnen obliegenden Pflichten gewiſſenhaft erfüllen“. 


Tr...... PE AA A 
Brief- und Zeitungsberichte. 


Karlsruhe, 13. Mai. In der heutigen Sitzung der zweiten 
Kammer proteſtirte der Abgeordnete Lender vor der Schlußabſtim⸗ 
mung über den Geſetzentwurf betreffend die Verhältniſſe der Altkatho⸗ 
liken im Namen der ultvamontanen Partei gegen die Annahme des 
Geſetzes, welches wider die Verfaſſung und die völkerrechtlichen Ver⸗ 
träge verſtoße. Nachdem der Staatsminiſter Jolly dieſen Proteſt als 
bedeutungslos bezeichnet hatte, verließen die ultramontanen Abgeord⸗ 
11 09 den Sitzungsſaal, worauf das Geſetz einſtimmig angenommen 
urde. 

München, 13. Mai. In der heutigen Sitzung der Kammer der 
Abgeordneten ſtand der Antrag von Frankenburger auf der Tages⸗ 
ordnung, ſtatiſtiſche Erhebungen anzuſtellen, um bei Beurtheilung der 
Frage, betreffend die Aufhebung des Schulgeldes in den 
Volksſchulen als Grundlage zu dienen. Der Antrag wurde indeſſen 
zurückgezogen, nachdem der Kultusminiſter v. Lutz erklärt hatte, daß 
die Regierung mit der Aufhebung des Schulgeldes einverſtanden ſei 
und die beantragten ſtatiſtiſchen Erhebungen bereits vorgenommen 
habe. — An den Antrag des Abg. v. Schloer, die Regierung möge 
die bairiſchen Oſtbahnen erwerben, knüpfte ſich eine längere Debatte, 
in welcher der Finanzminiſter v. Pfretzſchner und der Abg. Stenglein 
ſich gegen die Erwerbung der Bahnen ausſprachen. Nach Ablehnung 
eines Antrages auf Uebergang zur + ordnung beſchloß die 
Kammer, den Antrag Schloers an eine Ro. Miffion von 7 Mitgliedern 
zu verweiſen. 

Paris, 13. Mai. Wie wir dem „Moniteur de l' Armee“ entneh⸗ 
Bar hat Marſchal Mac⸗Mahon, als er die Kavallerieſchule von 
Beta: beſuchte, an die Zöglinge und Lehrer folgende Anſprache ges 

„Sie mitffen, meine Herren, dieſe neuen Studien mit allem Eifer 
Duce Die ae) ae großen Kriegs und die Ku. 
und ich ae zur Hand zu haben, find uns abhanden gekommen, 
en unsere inden fagen, wie fo: In den afrikaniſchen Kriegen hat⸗ 
ie ee And t mik einer Kavallerie zu thun, die ſtärker war, als 
vir ee 190 der a e A Beſcheid wußte, ſo daß 
Fund bisweilen ae eden te e theilungen operirten, Verluſte 
3 tintler weit 1 0 ; A euten E 1 erlitten. Statt alſo unſere 
belt ſich mitte uszuſchicken, thaten wir das 15 Die Kavallerie 
denn es galt n in einem Infanteriecarree und kam nur zum Vorſchein, 
Jetzt aber mie und a en Streich zu führen. 
Boater zwerſt Der u 11 den alten eberlieferungen zurückkehren; fie 
Perit im K ins heimiſch, und die fremden Mächte haben fte fic 
ö ampfe mit uns angeeignet. In den Kriegen des erften Kaiſer⸗ 


reichs warfen ſich Murat und feine Kavallerie acht bis zehn Lieues 
oft ſogar acht bis zehn Tagemärſche der Armee voran. Im letzten 
Kriege hatten wir mit wenigen Ausnahmen einen ſchlechten Rekognos⸗ 
eirungsdienſt, obgleich man ſchon in Folge des Feldzugs von 1859 
einige Fortſchritte gemacht hatte. Ich wiederhole Ihnen alſo, wir müſ⸗ 
ſen zu den alten Ueberlieferungen zurückkehren und dazu gehört Stu⸗ 
dium und Ar beit. Sie werden daflür durch Beförderung belohnt wer⸗ 
den; doch darf der Ehrgeiz nicht Ihr einziger Sporn ſein, es giebt 
noch einen hö heren und edleren: das iſt der Geiſt der Pflicht und der 
Selbverleugnung. Ich weiß, meine Herren, daß Sie ſehr fleißig find 
und ich danke Ihnen dafür im Namen des Vaterlandes und des öffent⸗ 
liches Wohles.“ 

Die Affaire Biccon hat übrigens für die pariſer Journale 
durch den Selbſtmord des Deputirten Bergondi neue Nahrung erhal⸗ 
ten. „Figa ro“ erzählt, daß Bergondi, welcher fic) am 6. Mai tödtete, 
zwei Tage zuvor den Beſuch eines italieniſchen Penſionairs Namens 
Gimbert empfongen und mehrere Stunden mit dieſem verbracht habe, 
worauf Gimbert ſich am Nachmittag deſſelben Tages erſchoß, nachdem 
er noch zuvor eine Schlinge um ſeinen Hals gelegt hatte. Man ſei 
in Nizza der Meinung, daß Piccon, Bergondi und Gimbert zuſammen 
in ein ſeparatiſtiſches Komplot verwickelt waren; Biccon fol ſich in 
Rom befinden. „Univers“ macht, nicht mit Unrecht, darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß einzelne Journale ſogar mit dem Selbſtmord Reklame ma⸗ 
chen. „Figaro“ und „Gaulois“ bringen nämlich ſehr detaillirte Kor⸗ 
reſpondenzen aus Nizza über den Selbſtmord Bergondi's und zwar 
läßt erſteres Blatt ſich ſchreiben: „Gleich nach ſeiner Ankunft beauf⸗ 
tragte er mit ruhiger Stimme einen Dienſtboten, den „Figaro“ kau⸗ 
fen zu gehen.“ „Gaulois“ ſchreibt: „Nur ein Dienſtbote befand ſich 
im Hauſe und um dieſen zu entfernen, ſchickte ihn Bergondi, den 
„Gaulois“ zu kaufen, der ſoeben angekommen war „Univers“ 
bemerkkt dazu: „Beide Journale haben es für gut befunden, ſich an 
der Schwelle des Selbſtmordes zu affichiren und beide zollen ſich we⸗ 
gen diefer bewundernswerthen Idee ohne Zweifel Beifall. Wie tief 
muß das moraliſche Gefühl einer Preſſe geſunken fein, weiches das 
Publikum zum Zeugen ſolcher Reklamen macht.“ 


D 


Lokales und Sreninzieltes 
ofen, 15 Mai 


r. Der Rendant bei der hieſigen ſtädtiſchen Spar⸗ und Pfand⸗ 
leikaſſe, Fr. Hoffmann, welcher vor 2 Monaten ſein 50jähriges 
Dienſtjubiläum gefeiert hatte, iſt im Alter von 74 Jahren nach 1Atägi⸗ 
gem Krankenlager am Mittwoch geſtorben. Er war der älteſte aktive 
Magiſtrats⸗Beamte, geachtet und geliebt von ſeinen Vorgeſetzten, Kol⸗ 
legen und dem Publikum. Das Begräbniß findet am Sonnabend ſtatt. 

r. In der Stadtverordnetenſitzung am Mittwoch 
wurde auf Antrag des Magiſtrats der Beſchluß gefaßt, ſich der be⸗ 
kannten Petition der berliner ſtädtiſchen Behörden an das Staats⸗ 
Miniſterium, betr. die Ueberweiſung der Hälfte des Ertrages der Ge⸗ 
bäudeſteuer anzuſchließen. Es würde dadurch der Stadt eine 
jährliche Einnahme von mindeſtens 16,000 Thlr. erwachſen. — Der 
Magiſtrat hatte beantragt, die Schlachtſteuer, die bisher bis 
zum Umkreiſe von z Meile von der Stadt erhoben wurde, vom 1. 
Januar 1875 ab als Kommunalſteuer nur innerhalb der Stadt zu 
erheben, da den Ortſchaften im äußeren Bezirk nach den geſetzlichen 
Beſtimmun zen doch ein entſprechender Antheil von dem Ertrage der 
Schlachtſteuer wieder zurückerſtattet werden müßte, und dies nach Lage 
der Sache für die Stadt ſehr unvortheilhaft fein würde. Zur Be⸗ 
rathung über dieſe Angelegenheit wurde eine beſondere Kommiſſion, 
beſtehend aus dem Rechtsanwalt Orgler, den Kaufleuten Löwinſohn, 
Briske, Kommiſſionsrath Cohn und Juſtizrath Tſchuſchke, gewählt. — 
In die Deputation zur Verwaltung des aus dem Reichsinva⸗ 
lidenfonds aufzunehmenden Darlehens wurden ge⸗ 
wählt: Kommerzienrath B. Jaffé, Juſtizrath Tſchuſchke, Kommerzien⸗ 
Rath S. Jaffe. 


__—.me _—_— ERE 
Staats. und Volnswirthſchaft 


Breslau, 13. Mai. Die heutige Generalverſammlung der 
Aktiengeſellſchaft Donnersmarkhütte genehmigte den vorgelegten 
Rechnungsabſchluß, wonach eine Dividende von 6pCt. für 13 Monate 
pertheilt, und dem Amortiſationsfonds 53,230 Thlr. ſowie dem Reſerve⸗ 
fonds 44,400 Thlr. überwieſen werden ſollen. 


n Die Breslauer Diskontobank Friedenthal u. Co. hat nach 
Uebereinkunft mit Herrn J. Renner in Hamburg, welcher von ihr 
mit einer Million Thaler fommandirt war, ihre Betheiligung bei 
demſelben zurückgezogen, um mit Rückſicht auf die jetzige Zeitſtrbmung 
durch eine weitere eduzirung ihres Aktienkapitals in Höhe von einer 
Million Thaler das Inſtitut noch weiterhin beſſer zu fundiren. Die 
Kommanditen in Halle, Dresden und Wien, wie in der Provinz 
Schleſien ſollen beſtehen bleiben. Die Geſchäfte der Breslauer Dis⸗ 
en babe im erſten Quartal d. J. ſollen ein günſtiges Reſultat erge⸗ 
en haben. 


Aachener Diskonto⸗Geſellſchaft. Die Zinſen der Aktien 
ſind vom 15. Mai an mit Zinſen à 4 Proz. vom 1. Januar c. zu 
rechnen, da die Dividende vom 15. ab bei der Diskonto⸗Geſellſchaft 
mit 6; Proz. = 5 Thlr. per Aktie gezahlt wird. Bei ſchwebenden 
brach wird die Differenz von ++ Proz. vom Kurſe in Abzug 
gebracht. 


** Wien, 13. Mai. 


Woden - Ausweis der öſterreichiſchen Nos 


tionalbaul. 
Notenumlauf 329,075,300, Abnahme 2,686,220 Fl. 
Metallſcha 144,003,564, Abnahme 120,014 = 


In Meta zahlbare 
Wechſel : 


We ; : 4,234,050, Abnahme 220,894 = 
Staatsnoten, welche 
der Bank gehören 1,489,326, Zunahme 347,633 - 
Wed el! 152,972,696, Abnahme 697,754 ⸗ 
nher? „700,300, Abnahme 1,113,300 = 
Eingelöſte und bör⸗ 
ſenmäß $ anges 
kaufte Pfandbriefe 6,505,133, Abnahme 227,400 = 


Wien, 13. Mai. Wie die „Preſſe“ meldet, hat fic) geſtern 
eine Deputation der Wiener Börſencouliſſe, um die Wiederauf⸗ 
nahme des Koſtgeſchäftes in Anregung zu bringen, zu der Direktion 
der Kreditanſtalt begeben. Der Direktor Weiß erklärte der Deputation, 
die Kreditanſtalt habe das Koſtgeſchäft niemals prinzipiell aufgegeben, 
dieſelbe müſſe aber nach wie vor auf die Qualität der betreffenden 
Perſonen und Effekten Rücksicht nehmen. Die Koſtgeſchäfte müßten 
auf beſtimmte Zeit geſchloſſen werden, um die Mittel der Bank immer 
disponihel zu halten. Ein namhaftes Hinderniß für die Pflege des 
Koſtgeſchäfts liege in der herrſchenden Rechtsunſicherheit an der Börfe, 
Die Kreditanftalt werde das Koſtgeſchäft in der früheren Ausdehnung 
kaum wieder aufnehmen, bevor nicht durch ein neues Börſengeſetz ein 
rechtlich geordneter und geſicherter Geſchäftsverkehr ermöglicht ſei. 

** London, 13. Mai. Bei der geſtrigen Wollauktion waren 
auſtraliſche (Port Philipp) Waſchwollen williger. 


wur 


Glogau, 12. Mai [Wollhericht] Während in früheren Jahren 
bereits im April vielfache Wollabſchlüſſe in Niederſchleſien gemacht 
worden ſind, macht ſich in dieſem Jahre erſt ſeit acht Tagen einiges 
Geſchäft bemerkbar. Das ganze Wollgeſchäft befindet ſich unter dem 
Drucke der londoner Wollanktionen, welche bekanntlich einen ſehr trägen 
Verlauf nehmen, es leidet ganz beſonders durch die traurigen Geld⸗ 
verhältuiſſe. Die Fabrifation von Tuchen liegt völlig darnieder, die 
Beſtände von Tuchen ſind in Folge der Ueberproduktion im Vorjahre 
koloſſal und deshalb iſt der Fabrikant nicht im Stande Einkäufe von 
Wollen machen zu können. Die Produzenten haben ſich in der jüngſten 
Zeit von der nicht erfreulichen Lage des Wollgeſchäfts überzeugt und 
wohl auch erfahren, daß Käufer mit baarem Gelde knapp find, fie 
haben ſich daher vernünftigerweiſe zu einer Preisreduktion entſchloſſen 
und es ſind nunmehr in den letzten acht 12 im Guhrauer, Woh⸗ 
lauer, Freiſtadter und Glogauer Kreiſe ziemlich anſehnliche Poſten von 
Händlern mit einer Preisreduktion von 8 bis 10 Thlr. gegen das 
Vorjahr gekauft worden. Wie ſich das Geſchäft bis zum Glogauer 
Wollmarkte, welcher am 28. Mai ſtattfindet, geſtalten wird, iſt nicht 
anzugeben, es tft keine Ausſicht zum Beſſeren vorhanden und die Käufer 
zeigen ſich daher ſehr zurückhaltend. 

** Wien, 11. Mat. Die Wollſchur iſt in vollem Zug. Die 
Witterung war zwar in den beiden letzten Wochen keine beſonders 
günſtige, doch wurden von derſelben nur kleine Schäfereien beeinflu t, da 
größere böhmiſche wie ungariſche Schäfereien erſt nächſte Woche die Schur 
beginnen und erwartet man eine befriedigende Wäſche. In lagernder 
Wolle ruht das Geſchäft hier wie in Peſt, und finden nur kleine Reſt⸗ 
beſtände von Einſchuren und Gerberwollen zu bisherigen Preiſen 
Abſatz. Auf der Mauth beginnen die Zufuhren von Wippiner Ger ber⸗ 
wollen, von denen auch bereits Kleinigkeiten zu 68—69 Fl. in Silber 
abgegeben wurden. Von alten großwalachiſchen Wollen wurden 200 
Zentner zu 84 Fl. und von alter ferbiſcher Wolle ca. 500 Zentner zu 
75 —76 Fl. Silber verkauft. Bon neuen Wollen wurden bereits die 
Zweiſchür⸗Winter wollen zu Markte gebracht und nahmen die erſten 
diesjährigen Wollmärkte einen ziemlich, günſtigen Verlauf. 4 

** Antwerpen, 11. Mai. Die bei Schluß unferer Februar⸗ 
Auktion herrſchende flame Tendenz ſchlug, unter dem Einfluſſe des 
günſtigen Verlaufs der londoner Februar⸗Auktion, unerwartet raſch 
in das ira um. Noch im Laufe des Februar ftellte ſich an 
unſerem Platze lebhafte Frage ein, die in der zweiten Hälfte des Mo⸗ 
nats März ihren Höhepunkt erreichte und eine Preisſteigerung von 
voll 15 Centimes gegen Schlußpreiſe unferer Februar⸗Auktion ver⸗ 
anlaßte, dann aber wieder abnahm und, beſonders gegen Ende April, 
vortheilhaftere Einkäufe zuließ. Umſätze aus freier Hand find pro 
Februar mit ca. 3000 Ballen La Plata⸗Wolle, pro März mit ca. 


7000 Ballen La Plata⸗Wolle, pro April mit ca. 5000 Ballen La Plata⸗ 


Wolle zu verzeichnen. In der vom 29. April bis 9. Mai dauernden 
zweiten Serie unſerer diesjährigen Wollauktionen 
waren ausgeſtellt wovon verkauft 
14,473 Ball. Buenos⸗Ayres⸗Wolle, 16,673 Ballen, 
1,815 „ Montevideo» u. Entre⸗Rios⸗Wolle, 163 

760 „ Cap⸗Wolle, „ 

863 „ Ruffiihe und diverſe Wollen, I 
20,911 Ballen. : h 19,259 Ballen. 
Die erſte Sitzung bot, bei einem kleinen Quantum, nur eine mittel⸗ 
mäßige Auswahl und verlief zu Durchſchnittspreiſen unſerer Februar⸗ 
Auktion ziemlich matt. In den folgenden Sitzungen, beſonders in der 
zweiten Woche, beſſerte ſich die Stimmung, Gebote wurden mit Ver⸗ 
trauen abgegeben und reife zogen allmälig 5 bis 10 Centimes gegen 
Eröffnungsraten an, ohne indeß in der Schlußſitzung dieſe Steigerung 
voll behaupten zu können. Das ausgeſtellte, verhältnißmäßig kleine 
Quantum von Montevideo⸗Wollen bot für Preiſe dieſer Gattung 
kaum genügenden Anhalt; im Allgemeinen erzielten dieſelben bie höch⸗ 
ſten Februar⸗Notirungen, ſomit nahezu April⸗Preiſe. Lammwollen 
waren beſonders beltebt und verhältnißmäßig am beſten bezahlt. Die 
beſchleunigten Verſchiffungen von La Plata, wie die der Kolonialwol⸗ 
len, haben die großen Maſſen den europäiſchen Märkten in dieſem 
Jahre um einige Monate früher als ſonſt zugeführt, und wenn es 
auch leicht möglich tft, daß die enormen londoner Vorräthe in nächſter 
Zeit noch drückend auf Preiſe einwirken, ſo iſt gegen den Herbſt hin 
bei abnehmenden Vorräthen doch eine prompte Reaktion zu Gunſten 
des Artikels mehr als wahrſcheinlich. Zufuhren der letzten Tage, die 
größtentheils noch im Ausladen begriffen fino, erhöhten unſern hieſi⸗ 
gen Stock auf ca. 15,000 Ballen Buenos⸗Ayres⸗ und ca. 5000 Ballen 
Montevideo⸗Wolle und ſind zur Zeit als auf hier ſchwimmend ca. 
a 1 Buenos⸗Ayres⸗ und ca. 3000 Ballen Montevideo⸗Wolle 
ekannt. 


Durchſchnittspreiſe der ee Mien 1874. 


Buenos-Ayres. Schöne. ute. titel= Fehlerhafte 
mäßige. u. Schwere. 

Saxe und x 

Merinos Fr. 190-210 175-190 16-175 135-155 
Prima 2 185-195 1.70—1.85 155-170 140-155 
Secunde „1.80—1.95 165-180 1.50 1.65 1.30 — 1.50 
Tertia 2 175—180 160-175 150-160 1.35 —1.45 
Agneaux „1952.15 1.70—1.85 155-165 135-150 
Morceaux # 145-165 125-135 115-120 1.—— 1.10 
Ventres = 125-140 110-120 1.——1.05 0.75 0.95 

Montevideo. 

Saxe und 

Merinos Fr. 2.55— — 235-250 2.20235 
Prima 2.50 —2.60 230—245 2.15—2.30 — 
Secunda 2.45— — 2.25—2.40 2.10 — 2.25 
Tertia 2 235 — 220-230 205-215 
Agneaux 2.50—2.70 225—2.45 215-220 — 
Morceaux 2 180-205 1.60—1.75 1.40—1.50 — 
Ventres = 160-195 140-150 1.30—1.35 — 

Preis per Kilogramm in Franks und 


Centimes — 2 Prozent 
Soncto, 3 Prozent Tara (Nat. Z.) 
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HS” Schillings- Etablissement. 
Auf Verlangen mehrerer Mitglieder der Geſellſchaft Laetitia 
findet morgen Sonnabend das erſte 


Sommer - Kränzchen 
ftait, zu welchem ſämmtliche Mitglieder ſowie Gäſte ergebenſt einladet 
aensch, Reſtaurateur. 


